
ZEHN FRAGEN AN ...

Michael Busch, Coburger Landrat (SPD),
der den NPD-Parteitag in Franken verhindert hat

1 Welche kleinen Dinge des Alltags können Sie glücklich
machen?
Zum Beispiel das Lächeln unserer Enkelinnen, eine Zartbitter-
praline oder ein Glas Rotwein mit meiner Frau.

2 Wie motivieren Sie sich, wenn mal alles schiefläuft?
Selten läuft wirklich alles schief. Wenn aber mal was schlecht
gelaufen ist, dann laufe ich mit meinen Hunden durch die Na-
tur. Und schon läuft es wieder besser!

3 Welche menschliche Eigenschaft fordert Ihnen am meisten
Respekt ab?
Zivilcourage und Ehrlichkeit.

4 Gibt es für Sie noch einen großen unerfüllten Lebenswunsch?
Einmal das Grab von Lord Baden-Powell, dem Gründer der
Pfadfinderbewegung, am Fuß des Mount Kenia besuchen.

5 Wie entspannen Sie sich nach einem langen Arbeitstag?
Die Kopfhörer aufsetzen und Cat Stevens oder Barclay James
Harvest hören.

6 Ihre Lieblingslektüre?
Christian Udes Chefsache, Satire vom Feinsten.

7 Welchen Luxus gönnen Sie sich hin und wieder?
Eine Konzertreise mit meiner Frau.

8 Wie stellen Sie sich einen perfekten Urlaub vor?
So, wie wir ihn seit Jahren machen: mit Frau und Hunden im
Haus am Meer, perfekt natürlich nur bei herrlichem Wetter.

9 Was würden Sie einem jungen Menschen gern mit auf den
Weg geben?
Das, was auch mir zum Leitbild geworden ist: das Ziel, die Welt
ein wenig besser verlassen, als wir sie vorgefunden haben
(Vermächtnis Baden-Powells).

10 Welche Persönlichkeit aus Ihrem Umfeld hat Sie am meisten
beeindruckt?
Mein Vater. Er kam als Schwerbeschädigter aus dem Krieg zu-
rück, lebte sein Leben aber immer mit Humor und Musik. Und
trotz seiner Behinderung war er immer hilfsbereit und für seine
Familie wie für seine Mitmenschen da.

Eigentlich wollte die NPD ihren Bundesparteitag
Anfang April auf einem Privatgrundstück im ober-
fränkischen Rottenbach abhalten. Doch der 56-jäh-
rige Landrat Busch machte ihr einen Strich durch die
Rechnung: Er ließ eine Durchgangsstraße wegen
Bauarbeiten sperren. Der Parteitag platzte.
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DIE FRAGE DER WOCHE Soll man die V-Leute beim Verfassungsschutz abschaffen?

Von
Susanna Tausend-
freund, innenpoliti-
sche Sprecherin der
Landtags-Grünen

Von
Andreas Fischer,
rechtspolitischer
Sprecher und Vize-
Vorsitzender der FDP-
Landtagsfraktion

V-Leute sind die problematischsten
geheimdienstlichen Mittel der Ver-
fassungsschutzämter. Es hat sich
gezeigt, dass sie mehr schaden, als
sie nützen.
Nach den bisherigen Erkenntnissen
im Zusammenhang mit der NSU-
Mordserie war der Einsatz von
V-Leuten in der rechten Szene de-
saströs. Die Erfahrungen aus den
NSU-Untersuchungsausschüssen
zeigen, dass die Behörden trotz des
Einsatzes von mindestens einem
Dutzend V-Leuten der verschiede-
nen Dienste im Umfeld des NSU-
Terrortrios ahnungslos blieben. Der
Erkenntnisgehalt der Informationen
ist generell von dürftiger Qualität,
denn die Informanten bleiben über-
zeugte Mitglieder der jeweiligen
Szene. Durch V-Leute wurde statt-
dessen die rechtsextreme Szene in-
direkt durch öffentliche Gelder mit-
finanziert. Besonders erschreckend
ist der „Brandstifter-Effekt“, der
durch die Spitzel ausgelöst werden

kann: Durch die Aktivitäten der
vom Verfassungsschutz finanzierten
V-Leute konnten vielfach die Orga-
nisationsstrukturen der Neonazis
erst aufgebaut werden. Außerdem
wurden Informationen des Verfas-
sungsschutzes mit Rücksicht auf
den „Quellenschutz“ nicht an die
Polizei weitergegeben.
Auch das NDP-Verbotsverfahren ist
letztlich an zu vielen V-Leuten in-
nerhalb der Partei gescheitert, weil
nicht mehr ersichtlich war, in wel-
chem Ausmaß sie selbst lenkend tä-
tig waren. Problematisch ist zudem,
dass V-Leute oftmals nur dann ech-
ten Zugang zur Szene erhalten,
wenn sie bereit sind, sich strafbar
zu machen. Dann ist es aber rechts-
staatlich unter keinen Umständen
vertretbar, sie zu führen und zu fi-
nanzieren.
Die jetzt auf den Weg gebrachten Re-
formen ändern nichts an diesen
grundlegenden Problemen. Das Spit-
zelwesen passt nicht in einen de-
mokratischen Rechtsstaat,
in dem nachrichten-
dienstliche Mittel die
Ausnahme bleiben
müssen. Deshalb soll-
te auf den Einsatz von
V-Leuten verzichtet
und stattdessen ver-
deckte Ermittler einge-
setzt werden.

JA NEIN

Der Verfassungsschutz erhält zwar ei-
nen hohen Anteil seiner Informatio-
nen aus allgemein zugänglichen
Quellen, aber Insider-Informationen
bleiben wichtig, um unsere freiheitli-
che Gesellschaft gegen Bedrohungen
aus extremistischen Milieus zu ver-
teidigen. Dafür braucht man V-Leute.
Es ist nicht überall möglich, verdeckte
Ermittler einzuschleusen.
Dabei lassen sich nicht nur langfristi-
ge Pläne extremistischer Organisatio-
nen durch V-Leute aufdecken, son-
dern es kommen auch immer wieder
Hinweise, mit denen gewalttätige

Ausschreitungen und Anschläge
verhindert werden können. So

war es Hinweisen von
V-Leuten zu verdanken,
dass bei der Grundstein-
legung ein Anschlag von
Neonazis auf die Münch-
ner Synagoge verhindert
werden konnte.
Aufgrund der besonde-
ren Sensibilität der Maß-

nahme sind dem Einsatz von V-Per-
sonen enge rechtsstaatliche Gren-
zen gesetzt. V-Leute bekommen
keinen Freibrief, was die Begehung
von Straftaten anbelangt. Zwar gel-
ten für sie Entschuldigungs- bzw.
Rechtfertigungsgründe, die man
auch aus dem Bereich der Notwehr
kennt, aber es gibt keinen Raum für
Kriminelle, die sich Haftverkürzun-
gen oder hohe Honorare durch ih-
ren Einsatz versprechen.
Der Staat muss dennoch wachsam
sein, was die Auswahl und den Ein-
satz der V-Leute angeht. Das neu
errichtete „Gemeinsame Extremis-
mus- und Terrorismusabwehrzen-
trum“, an dem sich 39 Bundes- und
Landesbehörden beteiligen, ist ein
wichtiger Schritt zur Verbesserung
der bundesweiten Zusammenarbeit
von Polizei und Nachrichtendiens-
ten bei der Extremismusbekämp-
fung. Eine bessere Koordinierung
durch die Errichtung einer zentralen
V-Mann-Datei ist ein guter Weg,
um bundesweit einen besseren
Überblick über die Zahl und Zugän-
ge von V-Leuten in der extremisti-
schen Szene zu bekommen. Ob
nicht darüber hinaus eine struktu-
relle Reform des Verfassungsschut-
zes durch wenigstens eine Zusam-
menlegung einiger Verfassungs-
schutzämter erforderlich ist, sollte
geprüft werden.

wichtiger Punkt: „Wir Bayern ha-
ben gewisse nationale Eigenschaf-
ten, die wir immer mehr verlieren.“

Es sind auch solche Sprüche, die
die AfD immer wieder in den Ver-
dacht bringt, explizit am rechten
Rand zu fischen. Schünemann
wehrt sich: „Wir haben in Bayern
einen Beschluss gefasst, der noch
weitergeht als der der Bundespar-
tei. Nicht nur Ex-NPDler haben bei
uns nichts zu suchen. Wir nehmen
niemanden aus einer rechten
Gruppierung auf, dulden auch kei-
ne Republikaner.“

Werner Weidenfeld, Professor
für Politische Wissenschaft an der
LMU München und Direktor des
Centrums für angewandte Politik-
forschung, bezweifelt, dass die AfD
auf lange Sicht eine signifikante
Zahl von Anhängern an sich bin-
den kann. Er spricht von einer un-
gebundenen „Kommunikations-
wolke in der Gesellschaft“, die ir-
gendwo andockt, um dann wieder
weiterzuziehen. Prominentes Bei-
spiel: die Piraten und deren Ab-
sturz. „Ich habe keine Angst, dass
wir eine Eintagsfliege sein könn-
ten“, sagt Schünemann. „Erst wur-
den wir ignoriert, dann diffamiert,
jetzt werden wir gehypt.“ Auch die
Konkurrenz habe das heute begrif-
fen. Einmal traf er CSU-Mann Pe-
ter Gauweiler. „Wie einen dummen
Schulbuben hat er mich behandelt.
Nun aber betont Gauweiler, dass
man uns ernst nehmen muss.“ Und
siehe da: Zumindest auf Facebook
sind Gauweiler und Schünemann
heute Freunde. > ANGELIKA KAHL

Rinderspacher, Fraktionschef der
Landtags-SPD, der allenfalls Uni-
ons-Stimmen in Gefahr sieht,
macht sich dennoch Sorgen: „Ich
sehe in dieser Gruppierung eine
populistische Kopie von politisch
Gescheiterten, die mit den Ängsten
der Menschen spielt und auf un-
verantwortliche Art und Weise den
wirtschaftlichen Wohlstand Bay-
erns und Deutschlands im Kern
aufs Spiel setzt“, sagt er. Grünen-
Chefin Margarethe Bause spricht
von „rückwärtsgewandten und un-
realistischen Thesen“.

Schünemann ärgert solche Kri-
tik. „Wir sind keine Partei der Ewig-
gestrigen und auch keine Anti-Eu-
ro-Partei“, betont er. „Wir wollen
den Staaten lediglich eine Möglich-
keit zur Rückkehr zu nationalen
Währungen geben.“ Auch eine De-
batte über alternative Verbünde
müsse  möglich sein. Eine Idee: Die
Zweiteilung des Euroraums mit ei-
nem Nord- und  Südeuro.

Man sei auch keine „Ein-Thema-
Partei“, sagt Schünemann. Man
setze sich unter anderem für mehr
Demokratie ein, für Volksabstim-
mungen nach dem Schweizer Mo-
dell. Auch die Energiewende sei ein
Thema. Statt über den Strompreis
sollte man die alternativen Ener-
gien über Steuern finanzieren.
Auch speziell für Bayern hat Schü-
nemann Ideen. „Denken Sie an die
Milchquoten.“ Die Auswirkungen
von EU-Regelungen auf die baye-
rische Landwirtschaft könnte er
sich durchaus als Wahlkampfthe-
ma vorstellen. Für ihn ebenfalls ein

Tatsächlich steht noch viel Auf-
bauarbeit an. Nicht einmal einen
Internetauftritt hat die AfD Bayern.
Bei Facebook aber fragen  Sympa-
thisanten eifrig nach Mitwirkungs-
möglichkeiten. Dazu kommt, dass
die AfD im Freistaat auf einen eu-
rokritischen Konkurrenten trifft:
die Freien Wähler. Noch vor drei
Monaten hat Schünemann – da-
mals mit der Wahlalternative 2013,
einer Vorgängerorganisation der
AfD, – die FW unterstützt. In Nie-
dersachsen zog man gemeinsam in
den Wahlkampf. Mit 1,1 Prozent
der Stimmen fiel das Ergebnis zwar
äußerst mager aus, Schwarz-Gelb
aber scheiterte denkbar knapp. Da-
vid McAllister fehlten nur 335
Stimmen.

„Ein Fest für die SPD“

Die Zusammenarbeit ist beendet
– „zu unterschiedlich die Auffas-
sungen, was  Wahlkampf angeht“,
so Schünemann. Aiwanger sieht in
der AfD keine Konkurrenz: „Ret-
tungsschirmgegner können mit
den Freien Wählern eine vernünf-
tige Kraft wählen“, sagt er. Und: „Je
mehr das Eurothema debattiert
wird, umso mehr schadet das
Schwarz-Gelb und nutzt den Frei-
en Wählern in Land und Bund.“

In der CSU  gibt man sich indes
gelassen. Weder Regierungschef
Horst Seehofer noch Innenminis-
ter Joachim Herrmann sehen in der
AdF eine Konkurrenz. Markus

Alles ist möglich, wenn man nur
will!“ Das ist der Leitspruch

des Fürthers Wolf-Joachim Schü-
nemann. Der 49-Jährige ist bayeri-
scher Landesvorsitzender der An-
ti-Euro-Partei Alternative für
Deutschland (AfD). Am Wochen-
ende wurde er auf dem Gründungs-
parteitag in den Bundesvorstand
gewählt. Und der Politneuling will
viel. Er möchte mit der Wahl im
September in den Bundestag ein-
ziehen und mit der AfD dort das
etablierte Parteienspektrum
durcheinanderwirbeln. Gelingen
soll das mit der Forderung nach ei-
ner „Auflösung des Euro-Wäh-
rungsgebietes in seiner jetzigen
Form“: Das heißt, Schluss mit die-
sem Euro. Schluss damit, bankrot-
te Länder mit dem Geld deutscher
und anderer europäischer Steuer-
zahler herauszuhauen.

Die AfD will Auffangbecken für
die Unzufriedenen sein, „die sich
von den etablieren Parteien nicht
mehr angesprochen fühlen“, sagt
Schünemann der BSZ. Über 7500
Mitglieder hat die junge Partei be-
reits – mehr als 1000 davon kom-
men laut AfD aus den Regierungs-
parteien: 600 aus der CDU, 130 aus
der CSU und 372 aus der FDP.
Auch aus SPD und Grünen gibt es
Überläufer – aber die größte Belas-
tung besteht für das bürgerliche La-
ger. Es werden Union und FDP
sein, denen am Ende entscheiden-
de Wählerstimmen fehlen könn-
ten, selbst wenn die AfD an der
Fünf-Prozent-Hürde scheitert, sagt
Ursula Münch, Leiterin der Aka-
demie für Politische Bildung in Tut-
zing. Sie bescheinigt der neuen Par-
tei  „ein relativ großes Potenzial“
und sagt: „Für die Sozialdemokra-
ten ist das ein Fest. Ihnen hätte
nichts Besseres passieren können.“

Auch in Bayern verzeichnet die
AfD großen Zulauf. Hinter Nord-
rhein-Westfalen hat der Freistaat
den größten Landesverband, er-
klärt  Schünemann stolz. Aktueller
Stand: 1300 Mitglieder. Allein in
den vergangenen zwei Wochen
sind 500 dazugekommen. „Selbst-
verständlich treten wir bei der
bayerischen Landtagswahl an“,
tönte Parteisprecher Lucke denn
auch im März. Schünemann aber
relativiert: „Das ist die Entschei-
dung des Landesverbands bei der
zweiten Mitgliederversammlung
am 11. Mai.“ Man müsse diskutie-
ren, ob man reif dafür sei, sagt
Schünemann. Dahinter steckt eine
strategische Überlegung. Denn
welche Auswirkung hätte es für die
Bundestagswahl, ginge die AfD in
Bayern baden? Darüber ist man
sich intern nicht einig.

Die Alternative für Deutschland ist in Bayern angekommen – über die Teilnahme an der Landtagswahl wird noch gestritten

Gauweilers Facebook-Freunde

Eine junge Partei, die aktuell für jede Menge Aufregung sorgt. Auch im Freistaat. FOTO DPA

 Auch zwei Monate nach dem Po-
litischen Aschermittwoch erhitzt
die angebliche Teilnehmerzahl der
CSU die Gemüter. FW-Chef Hu-
bert Aiwanger bezichtigte den
CSU-Generalsekretär Alexander
Dobrindt erneut der Lüge. Aus ei-
nem Schreiben der Stadt Passau
gehe hervor, dass beim Politischen
Aschermittwoch der CSU maximal
4300 Personen anwesend waren,
betonte Aiwanger. Dobrindt hatte
von 7000 Besuchern in der Drei-
länderhalle gesprochen. Am
Aschermittwoch hatte die SPD in
Vilshofen ein Zelt mit 4500 Plätzen
errichten lassen. Mit der Angabe
von 7000 Besuchern wollte Dob-
rindt möglicherweise doch noch
die SPD übertrumpfen. > DPA

Aiwanger:
CSU nennt
falsche Zahlen

Die CSU findet die Idee unsin-
nig, und auch die SPD ist dagegen:
Bei der Frage, ob es einen Volks-
entscheid geben soll, gehen die
Meinungen auch bei den Lesern
der Staatszeitung auseinander. Al-
lerdings ist die Mehrzahl für einen
Volksentscheid. Bei unserer On-
line-Umfrage sprachen sich in der
vergangenen Woche knapp 66 Pro-
zent der User für einen Volksent-
scheid aus, 34 Prozent waren da-
gegen. Die Idee, hierzu einen
Volksentscheid herbeizuführen,
kommt von den Freien Wählern.

Diese Woche wollen wir von Ih-
nen wissen, was Sie von V-Leuten
halten: Soll man sie abschaffen?
Stimmen Sie ab auf unserer
Homepage! > BSZ

BSZ-Leser für
Volksentscheid über
G9-Rückkehr


